
nicht aufrechterhalten werden. Die Sache muß an das 
Kreisgericht zurückverwiesen werden zu erneuter 
Prüfung und Entscheidung unter Mitwirkung der 
Schöffen.
A n m e r k u n g :

Der Entscheidung kann nicht zugestimmt werden; 
sie gibt aber einige Anregungen für die Prozeßpraxis 
und die spätere Gesetzgebung.

Das Bezirksgericht verlangt die Mitwirkung von 
Schöffen bei dem angefochtenen Berichtigungsbeschluß, 
gleichgültig, ob dieser Beschluß nach vorgängiger münd­
licher Verhandlung oder ohne eine solche ergangen ist. 
Nach dem Wortlaut des § 319 Abs. 2 Satz 1 ZPO 
sind beide Möglichkeiten gegeben. Die mündliche Ver­
handlung ist allerdings in der Praxis eine seltene 
Ausnahme. Es ist also sehr wahrscheinlich, daß der 
angefochtene Berichtigungsbeschluß ohne mündliche 
Verhandlung ergangen ist. Dann ist aber die Mitwir­
kung von Schöffen nach der Vorschrift des § 43 Abs. 2 
GVG ausgeschlossen.

Das Bezirksgericht setzt sich zwar nicht mit § 43 
Abs. 2 GVG auseinander; trotzdem scheint es ihn nicht 
übersehen zu haben, sondern davon auszugehen, daß 
sich die Beteiligung der Schöffen bei einer Berichtigung 
des Urteils aus dem Grundsatz der Schöffenmitwirkung 
bei der Urteilsfällung gewissermaßen aus der Natur 
der Sache ergebe. Das Bezirksgericht scheint deshalb 
der Meinung zu sein, es bedürfe keines besonderen 
Hinweises im Gesetz, daß die Vorschrift des § 43 Abs. 2 
GVG für Berichtigungsbeschlüsse nicht gelte. Ganz 
abgesehen davon, daß solche Argumentationen die 
sozialistische Gesetzlichkeit stets gefährden, muß 
außerdem bedacht werden, daß auch die Überprüfung 
eines Zivilurteils im Berufungsverfahren ohne Schöffen 
vor sich geht. Es gibt also in unserem Prozeßrecht 
keinen Grundsatz, wonach an einem Zivilurteil ohne 
Mitwirkung von Schöffen nicht gerührt werden kann. 
Es kommt noch dazu, daß das Berichtigungsverfahren 
nach § 319 ZPO, wenn es richtig gehandhabt wird und 
sich auf die Beseitigung „offenbarer“ Unrichtigkeiten 
beschränkt, im Gegensatz zum Berufungsverfahren 
keinen Überprüfungscharakter hat und daher einen 
viel geringfügigeren Eingriff darstellt als etwa eine 
Aufhebung des Urteils durch das Rechtsmittelgericht. 
Die Feststellung und Berichtigung solcher offenbaren 
Unrichtigkeiten können unbedenklich dem Vorsitzen­
den der Zivilkammer überlassen werden.

Sollte aber das Bezirksgericht davon ausgehen, daß 
ein etwa vorliegender offenbarer Widerspruch zwischen 
dem, was die Zivilkammer gewollt hat, und dem, was 
im Urteil zum Ausdruck gekommen ist, nur von allen 
Angehörigen der Zivilkammer und nicht vom Vorsit­
zenden allein festgestellt werden kann, so ist es 
inkonsequent, wenn es im Anschluß an die bürgerliche 
Rechtslehre1 meint, es müßten bei der Urteilsverkün­
dung nicht dieselben Schöffen (Stein/Jonas sprechen 
allerdings von Richtern und nicht von Schöffen) wie bei 
der Urteilställung teilnehmen. Eine solche Lösung ist 
völlig formal. Wenn der Vorsitzende der Zivilkammer 
bei der Prüfung der Frage, ob wirklich offenbare 
Widersprüche zwischen Gewolltem und Gesagtem be­
stehen, Schwierigkeiten haben sollte, was könnten ihm 
dann zwei Schöffen, die bei der Urteilsberatung und 
der Urteilsabsetzung nicht anwesend waren, helfen? 
Solche Schwierigkeiten sind aber, wenn man die 
Urteilsberichtigung im Sinne des Gesetzes auf „offen­
bare“ Unrichtigkeiten beschränkt, kaum denkbar.

Alle diese Überlegungen sprechen also dafür, daß die 
Vorschrift des § 43 Abs. 2 GVG, wonach außerhalb der 
mündlichen Verhandlung ergehende Entscheidungen 
vom Vorsitzenden der Zivilkammer allein zu treffen 
sind, auch für den Berichtigungsbeschluß gilt, soweit 
dieser, wie es der Regel entspricht, ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung ergeht.

Aber selbst wenn man davon ausgehen wollte, daß 
die Vorschrift des § 43 Abs. 2 GVG für den Fall des 
§ 319 ZPO nicht gilt und daß die Hinzuziehung 
von Schöffen beim Erlaß des Berichtigungsbeschlus­
ses geboten ist, bleibt die Entscheidung des Bezirks­
gerichts unrichtig. § 538 ZPO sieht Aufhebung

i Stein/Jonas, ZPO-Kommentar, 18. Auf!., Bemerkung IX 3 
zu § 319.

des Urteils und Zurückverweisung der Sache nur vor, 
wenn eine Verhandlung zur „Hauptsache“ überhaupt 
nicht stattgefunden hat, während alle sonstigen Ver­
fahrensverstöße, wie schwer sie auch gewesen sein 
mögen, durch die Neuverhandlung in der zweiten 
Instanz geheilt werden.2 Wurde in erster Instanz, 
wenn auch in Verletzung des Gesetzes, ohne Schöffen 
verhandelt, so ändert dies nichts daran, daß eben doch 
in der „Hauptsache“ verhandelt wurde. Die von mir3 4 
seinerzeit zitierte unveröffentlichte Entscheidung des 
Bezirksgerichts Potsdam, welche die gegenteilige An­
sicht vertritt, ist mit dem Wortlaut des § 538 ZPO 
unvereinbar. Zu einer anderen Ansicht könnte man nur 
gelangen, wenn man den § 539 ZPO, der Aufhebung 
des Urteils und Zurückverweisung der Sache wegen 
erheblicher Verfahrensmängel überhaupt zuläßt, als 
geltendes Recht betrachten wollte. Dem steht aber bis 
auf weiteres die bekannte Entscheidung des Obersten 
Gerichts* entgegen. Jedenfalls ist bisher nichts be­
kannt geworden, daß das Oberste Gericht seine Mei­
nung in dieser Beziehung geändert hätte.

Allerdings trifft diese Argumentation unmittelbar nur 
auf das Berufungsverfahren zu, während es sich hier 
um eine sofortige Beschwerde gegen einen Berichti­
gungsbeschluß handelt. Das Beschwerdeverfahren ist in 
der Zivilprozeßordnung bekanntermaßen recht unzu­
reichend ausgestaltet. Immerhin ist aber aus der Vor­
schrift des § 575 ZPO ersichtlich, daß auch im Be­
schwerdeverfahren eine Zurückverweisung der Sache 
möglich ist. Näheres sagt das Gesetz allerdings nicht. 
Es werden daher die Vorschriften der Berufung über 
die Zurückverweisung, also insbesondere der § 538 ZPO, 
entsprechend auch auf das Beschwerdeverfahren anzu­
wenden sein. Das ist gerade im vorgehenden Zusam­
menhang auch völlig einleuchtend. Wenn schwerste 
Verfahrensverstöße und sogar die Verletzung des 
Schöffenprinzips nicht bedingungslos zur Beseitigung 
des wichtigsten staatlichen Aktes im Zivilprozeß, näm­
lich des Urteils, führen und diese Verstöße durch die 
Neuverhandlung im Berufungsverfahren geheilt wer­
den, so muß das gleiche erst recht für die in der Regel 
weit weniger schwerwiegenden. in Beschlußform er­
gehenden Entscheidungen des Zivilgerichts gelten. Neu­
verhandlung in diesem Zusammenhang braucht je­
doch nicht unbedingt erneute mündliche Verhandlung 
zu bedeuten, sondern es genügt unter Umständen eine 
nochmalige Behandlung der Sache durch das Be­
schwerdegericht in jeder prozessual zulässigen Form. 
Dabei wird allerdings zu bedenken sein, daß ein in der 
mündlichen Verhandlung vor Erlaß des angefochtenen 
Beschlusses unterlaufener Verfahrensverstoß nur durch 
eine erneute mündliche Verhandlung im Beschwerde­
verfahren geheilt werden kann, während andere Ver­
fahrensverstöße durch die bloße Neubehandlung in der 
Beschwerdeinstanz, ohne daß es einer mündlichen Ver­
handlung bedarf, geheilt werden.

Aus diesen Erwägungen ergibt sich schließlich auch, 
daß die Entscheidung des Bezirksgerichts sogar dann 
unrichtig wäre, wenn der Berichtigungsbeschluß aus­
nahmsweise nach vorgängiger mündlicher Verhandlung, 
jedoch ohne Hinzuziehung von Schöffen ergangen wäre. 
Allerdings hätte in diesem Fall eine Sachentscheidung 
in der Beschwerdeinstanz nur auf Grund einer münd­
lichen Beschwerdeverhandlung erfolgen dürfen.

Wenn das Bezirksgericht trotz dieser eindeutigen 
Rechtslage zu einer gegenteiligen Entscheidung gekom­
men ist, so mögen dabei zwar beachtliche, in der Be­
gründung jedoch kaum zum Ausdruck kommende Er­
wägungen eine gewisse Rolle gespielt haben, die auf 
eine allzu großzügige Handhabung der Vorschrift des 
§ 319 ZPO durch die Praxis zurückzuführen sein 
dürften.

Offenbar unrichtig ist ein Urteil nur dann, wenn ent­
weder Unterschiede zwischen dem mündlich verkünde­
ten und dem schriftlich abgesetzten Urteil bestehen, 
oder wenn die Unrichtigkeit durch einen Vergleich zwi­
schen Urteilsformel und Urteilsgründen ohne weiteres 
erkennbar ist. In allen anderen Fällen bedarf der Nach­
weis der Unrichtigkeit eingehender Untersuchungen.

2 vgl. dazu Niethammer, Aufhebung und Zurückverweisung 
im Berufungsverfahren des Zivilprozesses, NJ 1957 S. 144.

3 NJ 1957 S. 144.
4 OG-Urteil vom 28. März 1951, NJ 1951 S. 227.

2 55


